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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Verkehrspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 (Satz 2) des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für eine 

Entscheidung des Rates über die Sanierung der Situation 
der Eisenbahnunternehmen und über die Harmonisierung 
der Vorschriften, die die finanziellen Beziehungen zwischen 
diesen Unternehmen und den Staaten regeln 

Verordnung des Rates zur Änderung bestimmter Vorschrif- 
ten der Verordnung (EWG) Nr, 1192/69 des Rates vom 
26. Juni 1969 über gemeinsame Regeln für die Normalisie- 
rung der Konten der Eisenbahnunternehmen. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. August 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelten Begründungen beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buckdrudcerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Entscheidung des Rates 
über die Sanierung der Situation der Eisenbahnunternehmen 
und über die Harmonisierung der Vorschriften, 
die die finanziellen Beziehungen zwischen diesen Unternehmen 

und den Staaten regeln 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

gestützt auf die Entscheidung des Rates vom 13. 
Mai 1965 über die Harmonisierung bestimmter Vor- 
schriften, die sich auf den Wettbewerb im Eisen- 
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr auswir- 
ken^), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Eines der Ziele der gemeinsamen Verkehrspolitik 
ist die Beseitigung der Disparitäten, die die Wett- 
bewerbsbedingungen im Verkehr wesentlich verfäl- 
schen können. Dazu gehören bestimmte Vorschriften, 
die die Beziehungen zwischen den Staaten und den 
Eisenbahnunternehmen regeln. 

Durch die finanzielle Sanierung der Eisenbahn- 
unternehmen könnte die Situation des Verkehrs- 
marktes wesentlich verbessert werden. Diese Sanie- 
rung setzt ein finanzielles Gleichgewicht voraus, das 
die Unternehmen nur durch eine möglichst weitge- 
hende finanzielle und geschäftliche Eigenständigkeit, 
unter Berücksichtigung der Dienstleistungen im Inte- 
resse der Allgemeinheit, erreichen können. 

Hierzu ist es wichtig, die Grundsatzfrage der Auf- 
teilung der Verantwortung auf das Unternehmen 
einerseits und den Staat als Aufsichts- und Kontroll- 
behörde andererseits zu klären und die sich aus die- 
ser Teilung ergebenden Befugnisse genau festzu- 
'egen. 

Nach Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969 muß bei 
dieser Gelegenheit eine endgültige Lösung für die 
Kategorien IX bis XV hinsichtlich der Lasten und 
Vorteile gefunden werden, die Gegenstand der Nor- 
malisierung der Konten der Eisenbahnen sind. 

Es ist notwendig, Finanz- und Buchführungsregeln 
aufzustellen, durch die die Situation der Eisenbahn- 
unternehmen der der anderen Industrie- und Han- 
delsunternehmen möglichst vergleichbar wird. Die 
eigenständige Geschäftsführung der Eisenbahnunter- 
nehmen muß eine möglichst weitgehende Freiheit 
auf dem Gebiet der Beförderungsentgelte und -Be- 
dingungen einschließen, sobald diese Unternehmen 
ihr finanzielles Gleichgewicht hergestellt haben. Bis 


dahin können die Mitgliedstaaten diese Freiheit je- 
doch gesetzlich einschränken. 

Es wäre nicht wirtschaftlich gerechtfertigt, die 
Eisenbahnunternehmen daran zu hindern, andere 
Verkehrsmittel einzusetzen oder sich an anderen 
Tätigkeiten zu beteiligen, die ihrer Haupttätigkeit 
zuträglich sein können. 

Die finanzielle Sanierung der Eisenbahnunterneh- 
men muß zukunftsorientiert sein; deshalb müssen 
alle Hindernisse, die ihre Zusammenarbeit auf tech- 
nischer, geschäftlicher und betrieblicher Ebene hem- 
men, beseitigt werden. Ferner muß ein Forschungs- 
programm über die Modernisierung und den techni- 
schen Fortschritt gefördert werden. 

Die eigenständige Geschäftsführung der Eisen- 
bahnunternehmen, die voraussetzt, daß diese Unter- 
nehmen ihre Personalfragen mit den zuständigen 
Personalvertretern frei regeln können, muß auch 
dem Personal selbst nützen und darf die erworbenen 
Vorteile nicht beeinträchtigen. 

Die Mitgliedstaaten geben den Verkehrsunter- 
nehmen die geeigneten Mittel in die Hand, um ihre 
Interessen hinsichtlich der aufgrund dieser Verord- 
nung gefällten Entscheidungen geltend zu machen. 

Die Kommission und der Rat müssen alle zweck- 
dienlichen Auskünfte über die Anwendung dieser 
Entscheidung erhalten, damit die notwendigen Maß- 
nahmen für eine weitere Harmonisierung rechtzeitig 
getroffen werden können. 

Bis die Eisenbahnunternehmen ihr finanzielles 
Gleichgewicht hergestellt haben, müssen Ubergangs- 
maßnahmen vorgesehen werden - 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Harmonisierung der Regeln für die finanziellen 
Beziehungen zwischen den Eisenbahnunternehmen 
und den Staaten wird nach den in dieser Entschei- 
dung festgelegten Bedingungen durchgeführt, 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten stellen durch geeignete 
Maßnahmen sicher, daß diese Entscheidung auf fol- 
gende Eisenbahnunternehmen Anwendung findet: 

- Societe Nationale des Chemins de fer Beiges 
(SNCB) /Nationale Maatschappij der Belgische 
Spoorwegen (NMBS), 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, S. 1500 65 
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- Deutsche Bundesbahn (DB), 

- Societe Nationale des Chemins de fer Francais 
(SNCF), 

- Azienda autonoma delle Ferrovie deilo Stato 
(FS), 

- Societe Nationale des Chemins de fer Luxem- 
bourgeois (CFL), 

- Naamloze Vennootschap Nederlandse Spoorwe- 
gen (NS). 

2. Die Kommission schlägt dem Rat spätestens drei 
Jahre nach der Mitteilung dieser Entscheidung die 
Vorschriften vor, die sie für notwendig hält, um an- 
dere Eisenbahnunternehmen in den Anwendungs- 
bereich dieser Entscheidung einzubeziehen. 

Artikel 3 

1. Jedes Eisenbahnunternehmen hat Rechtspersön- 
lichkeit. 

In den Vorschriften, die die Beziehungen zwischen 
dem Staat und den Eisenbahnunternehmen regeln, 
muß die finanzielle Eigenständigkeit des Unterneh- 
mens vorgesehen und - soweit dies mit den Dienst- 
leistungen im Interesse der Allgemeinheit, mit denen 
dieses Unternehmen beauftragt wird, vereinbar ist - 
eine ausreichende Eigenständigkeit in der Geschäfts- 
führung gewährleistet sein, damit die Situation des 
betreffenden Unternehmens der der anderen Indu- 
strie- und Handelsunternehmen vergleichbar ist und 
das Unternehmen so mit eigenen Mitteln, insbeson- 
dere gemäß den Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 
und Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969^), sein 
finanzielles Gleichgewicht herstellen kann. 

2. Das Eisenbahnunternehmen muß möglichst weit- 
gehende Befugnisse im Bereich der Direktion, der 
Geschäftsführung, der Verwaltung und der innerbe- 
trieblichen Verwaltungs-, Wirtschafts- und Buchhal- 
tungskontrolle erhalten. Es muß insbesondere die 
Möglichkeit haben, 

- die Leitsätze für seine Tätigkeit oder die in Arti- 
kel 6 erwähnten mehrjährigen Entwicklungspro- 
gramme aufzustellen und anzuwenden, 

- seinen Haushaltsplan festzustellen, 

- die Rechnungen und die Jahresabschlußbilanz 
aufzustellen, 

- unter den in Artikel 7 festgelegten Bedingungen 
bewegliches und unbewegliches Anlagevermögen 
zu veräußern, 

- gemäß Artikel 14 die Beförderungsbedingungen 
und insbesondere die Frachten festzusetzen, 

- das Statut und die Arbeitsbedingungen des Per- 
sonals festzulegen und gemäß Artikel 19 sein 
Personal zu ernennen. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Aufsicht 
der Eisenbahnunternehmen unter den in dieser Ent- 


scheidung festgelegten Bedingungen. Sie billigen 
insbesondere die Leitsätze, die das Unternehmen, 
gegebenenfalls in Form von Mehrjahresprogram- 
men, für seine Tätigkeit vorschlägt. 

Sie können weiterhin: 

- die Mitglieder des Verwaltungsrats oder des 
entsprechenden Organs, mit Ausnahme der Per- 
sonalvertreter, ernennen, 

~ den Haushaltsplan sowie die Rechnungen und 
Bilanzen billigen. 

2. Die Mitgliedstaaten kontrollieren die Tätigkeit 
der Eisenbahriunternehmen nur nachträglich. 

3. Die Mitgliedstaaten bestimmen eine Verwal- 
tungsbehörde, der sie ihre Aufsichts- und Kontroll- 
befugnisse übertragen. 

Artikel 5 

1. Dem Verwaltungsrat oder dem entsprechenden 
Organ gehören Personen an, die alle Sicherheiten 
für Unabhängigkeit bieten und anerkannte Zustän- 
digkeit auf dem Gebiet des Rechts, der Wirtschaft, 
der Eisenbahntechnik, der Verkehrsorganisation 
oder der Unternehmensleistung besitzen. Ihm ge- 
hört ferner eine ausreichende Anzahl von vom ge- 
samten Personal des Unternehmens gewählten Per- 
sonalvertretern an. 

Dem Verwaltungsrat dürfen nicht angehören: 

- Vertreter konkurrierender oder solcher Unter- 
nehmen, deren Interessen denen des Eisenbahn- 
unternehmens entgegenstehen, 

- Personen aus den öffentlichen Verwaltungen, die 
unmittelbar oder mittelbar mit der Aufsicht und 
Kontrolle des Unternehmens beauftragt sind. 

2. Der Verwaltungsrat oder das entsprechende 
Organ 

- wählt unter seinen Mitgliedern seinen Vorsit- 
zenden, 

- ernennt den Generaldirektor und die Mitglieder 
des Organs, das die Generaldirektion versieht, 

- bestimmt die Befugnisse des Vorsitzenden, des 
Generaldirektors und der Mitglieder des Organs, 
das die Generaldirektion versieht. 

3. Der Generaldirektor und die Mitglieder des 
Organs, das die Generaldirektion versieht, sind nur 
vor dem Verwaltungsrat oder dem entsprechenden 
Organ verantwortlich. 

g Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 
1969 über das Vorgehen der Mitgliedstaaten bei mit 
dem Begriff des öffentlichen Dienstes verbundenen 
Verpflichtungen auf dem Gebiet des Eisenbahn-, 
Straßen und Binnenschiffsverkehrs - Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 vom 28. Juni 
1969, Seite 1 

Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 
1969 über gemeinsame Regeln für die Normalisierung 
der Konten der Eisenbahnunternehmen — Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 vom 28. 
Juni 1969, Seite 8 
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Artikel 6 

1. Es ist Sache jedes Eisenbahnunternehmens, sei- 
ner Aufsichtsbehörde die Leitsätze für seine Tätig- 
keit zur Genehmigung vorzuschlagen, gegebenenfalls 
in Form von Mehrjahresprogrammen über Ausrü- 
stung, Verkehrswege und Finanzierung der Inve- 
üitionen. 

2. Der die Verkehrswege betreffende Teil dieser 
Leitsätze oder der Jahresprogramme bezieht sich auf 
alle Anlagen, aus denen die Verkehrswege der 
Eisenbahn im Sinne des Anhangs I der Verordnung 
(EWG) Nr. 2v598/70 der Kommission vom 18. Dezem- 
ber 1970 zur Festlegung des Inhalts der verschie- 
denen Positionen der Verbuchungsschemata des An- 
hangs I der Verordnung (EWG) Nr. 1108/70 des Ra- 
tes vom 4. Juni 1970 ~) bestehen. 

3. Die Mitgliedstaaten billigen die Leitsätze oder 
die Mehrjahresprogramme, insbesondere unter Be- 
rücksichtigung ihrer allgemeinen Investitionspolitik 
auf dem Gebiet der Verkehrswege. 

4. Die gebilligten Leitsätze oder Programme kön- 
nen nur im gemeinsamen Einvernehmen geändert 
werden. 

Nimmt die Aufsichtsbehörde von sich aus Ände- 
rungen vor, so muß sie den dem Eisenbahnunterneh- 
men unter Umständen entstehenden Schaden erset- 
zen. 

5. Die Mitgliedstaaten setzen in ihrem Haushalts- 
plan jährlich die Mittel an, die sie gemäß Artikel 10 
gegebenenfalls zur Finanzierung der von ihnen ge- 
billigten Vorhaben aufwenden müssen. 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten bestimmen, innerhalb wel- 
cher Grenzen die Eisenbahnunternehmen bewegliche 
und unbewegliche Anlagevermögen veräußern dür- 
fen, um ihnen auf diesem Gebiet ausreichende Frei- 
heit für eine normale Geschäftsführung zu sichern. 

2. Der Erlöß aus solchen Geschäften muß zur Ren- 
tabilitätssteigerung des Unternehmens verwendet 
werden. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, damit die Eisenbahnunternehmen über 
eigene finanzielle Mittel verfügen, die in einem an- 
gemessenen Verhältnis zur Größe der Unternehmen 
und zu den Erfordernissen ihrer Geschäftsführung 
stehen. 

Zu diesem Zweck sorgen die Mitgliedstaaten erfor- 
derlichenfalls für Kapitalerhöhungen, sofern die Un- 
ternehmen in Form einer Gesellschaft errichtet wor- 
den sind, oder für eine Aufstockung des Ausstat- 
tungsfonds in den übrigen Fällen. 

2. Die Mitgliedstaaten schreiben den Eisenbahn- 
unternehmen nicht die Zahlung von Zinsen für das 
Kapital oder den Ausstattungsfonds vor. Eine solche 
Verzinsung kann nur im Rahmen der in Artikel 11 
genannten Gewinnverteilung geschehen. 


Sollte eine derartige Bestimmung nicht angewandt 
werden können, so werden für die Belastungen, die 
sich daraus für die Eisenbahnunternehmen ergeben, 
Ausgleichszahlungen geleistet. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten übernehmen oder erstatten 
den Eisenbahnunternehmen alljährlich den Gesamt- 
rest der finanziellen Belastungen aus den Anleihen, 
die von den Eisenbahnunternehmen aufgenommen 
worden sind (alljährlich für die Zinsen und die Ka- 
pitalrückzahlung verwendeter Betrag) und am Tage 
der Bekanntgabe dieser Entscheidung in deren Bilanz 
ausgewiesen werden, um die Aufwendungen für das 
Anlage- und Betriebsvermögen oder die jährlichen 
Betriebsverluste zu decken, die der Staat hätte tra- 
gen müssen. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission die 
Änderungen, die an Artikel 4 Absatz 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 
1967 über gemeinsame Regeln für die Normalisie- 
rung der Konten der Eisenbahnunternehmen ange- 
bracht werden müssen, um die in dieser Bestimmung 
genannten Kategorien von Lasten und Vorteilen 
abzuschaffen oder im Falle einer Beibehaltung aus- 
zugleichen. 

Artikel 10 

U AnU'ßiich der Genehmigung der in Artikel 6 
vorgesehenen Leitlinien oder Mehrjahresprogramme 
legen die Mitgliedstaaten im Einvernehmen mit den 
Eisenbahnunternehmen fest, in welchem Ausmaß die 
Investitionen durch eine Kapitalerhöhung oder eine 
Aufstockung des Ausstattungsfonds, durch Selbst- 
finanzierung bzw. durch Anleihen zu finanzieren 
sind. 

2. Anhand dieser Aufteilung erfolgt dann die ent- 
sprechende Aufbringung des Kapitals oder der 
Mittel des Ausstattungsfonds. 

3. Im Rahmen der von ihnen beschlossenen Auf- 
teilung auf die Kapitalerhöhung oder die Aufstok- 
kung des Ausstattungsfonds, auf die Selbstfinanzie- 
rung und auf die Anleihen ermächtigen die Mitglied- 
staaten die Eisenbahnunternehmen, Anleihen aufzu- 
nehmen, um die Investitions- und Beschaffungsko- 
sten zu decken sowie frühere Anleihen für gleiche 
Betriebsmittel zurückzuzahlen, zu konsolidieren oder 
umzuwandeln. 

Diese Anleihen können Gegenstand einer staatlichen 
Bürgschaft sein. 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten erlassen für die Eisenbahnun- 
ternehmen auf folgenden Gebieten keine Vorschrif- 
ten, die ungünstiger sind als die Vorschriften für 
Industrie- und Handelsunternehmen: 

9 Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 278 
vom 23. Dezember 1970 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 130 
vom 15. Juni 1970 
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- Abschreibung der ortsfesten Anlagen und der 
Betriebsmittel sowie Bildung von Rückstellungen 
für den Wertverzehr nicht abschreibungsfähiger 
Aktivposten; 

- Verteilung etwaiger Gewinne; 

- ■ Kapitalverzinsung; 

- Rücklagen; 

- Deckung etwaiger Defizite durch Inanspruchnah- 
me der Rücklagen und durch Vortrag auf neue 
Rechnung, 

Artikel 12 

1. Der Haushalt und. die Jahresbilanz der Eisen- 
bahnunternehmen sind vom Haushalt und von der 
Jahresbilanz des Staates zu lösen. 

2. Im Haushalt ist zu unterscheiden zwischen den 
Vorausschauen für den Eisenbahnbetrieb und den 
Vorausschauen für die übrigen Tätigkeiten, die von 
den Eisenbahnuiiternehmen ausgeübt werden oder 
an denen sie beteiligt sind. 

3. Auch in der Bilanz ist zu unterscheiden zwischen 
dem Eisenbahnbetrieb und den übrigen Tätigkeiten, 
die von den Eisenbahnunternehmen ausgeübt wer- 
den oder an denen sie beteiligt sind. 

Der Bilanz ist die in Artikel 10 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1192 '69 des Rates vom 26. Juni 1969') - 

geändert durch die Verordnung (EWG) Nr des 

Rates vom -) - vorgesehene Übersicht beizufü- 

gen, die alle finanziellen Leistungen und alle etwai- 
gen, den Eisenbahnunternehmen alljährlich gewähr- 
ten Ausgleichszahlungen enthält. 

Artikel 13 

1. Aus der Rechnungsführung der Eisenbahnunter- 
nehmen müssen hervorgehen: 

- die von den Mitgliedstaaten auferlegten Lasten; 

- die finanziellen Leistungen und etwaigen Aus- 
gleichszahlungen der Mitgliedstaaten; 

- Die Unterlagen zur Beurteilung der Investitions- 
und Desinvestitionsentscheidungen ; 

“ die Unterlagen zur Berechnung und Verbuchung 
der Abschreibungen sowie der nach Artikel 11 
gebildeten Rückstellungen für Wertminderung. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
bis spätestens 1. Januar 1979 Maßnahmen zur Ein- 
führung eines Einheitskostenplans für alle Eisen- 
bahnunternehmen. 

Artikel 14 

1. Im Rahmen der allgemeinen Regelung für die 
Beförderungsentgelte und der Vorschriften für die 
Landbeförderung auf dem Gebiet der Frachten und 
Beförderungsbedingungen legen die Eisenbahnun- 
ternehmen zwecks Verwirklichung eines finanziellen 
Gleichgewichts ihre Frachten und Beförderungsbe- 
dingungen frei fest, so daß sichergestellt ist, daß sie 
das bestmögliche Entgelt für ihre Tätigkeit erhalten. 


2. Soweit die einzelstaatlichen Vorschriften für die 
Landbeförderung den Eisenbahnunternehmen ande- 
re Tarifpflichten auferlegen, als in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 1969 
über das Vorgehen der Mitgliedstaaten bei mit dem 
Begriff des öffentlichen Dienstes verbundenen Ver- 
pflichtungen auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Stra- 
ßen- und Binnenschiffsverkehrs vorgesehen sind, wie 
beispielsweise die Verpflichtung zur Anwendung 
eines allgemeinen Tarifniveaus, ist für die Belastun- 
gen, die sich daraus für das Unternehmen ergeben, 
ein Ausgleich nach Artikel 1 1 der genannten Ver- 
ordnung zu gewähren. 

Artikel 15 

1. Die Eisenbahnunternehmen sollten die Möglich- 
keit haben, sich an besiehonden oder noch zu grün- 
.'lenden inländischen, ausländischen oder internatio- 
nalen Einrichtungen, Unternehmen oder Vereini- 
gungen zu beteiligen, deren kaufmännische, indu- 
strielle, finanzielle, soziale oder wissenschaftliche 
Tätigkeiten unmittelbar oder mittelbar mit der Auf- 
gabe der Eisenbahnunternehinen zu tun haben, so- 
tern die fraglichen Tätigkeiten mit ihrer Haupt- 
tätigkeit in Zusammenhang stehen und geeignet 
sind, die finanzielle Lage der Unternehmen zu ver- 
bessern, und sofern sie im Vergleich zur Ilauptfätig- 
keit von untergeordneter Bedeutung bleiben. 

bis zu dem in Artikel 22 Absatz 2 vorgesehenen 
Zeitpunkt können diese Beteiligungen von einer 
vorherigen Genehmigung durch den Staat abhängig 
gemacht werden. 

2. Zwei Jahre nach Bekanntgabe dieser Entschei- 
dung erläßt der Rat auf Vorschlag der Kommission 
Kriterien für den Erwerb der in Absatz 1 genannten 
Beteiligungen. 

Artikel 16 

1. Die Eisenbahnunternehmen müssen die Mög- 
lichkeit haben, andere Verkehrstechniken einzuset- 
zen. 

Setzen die Eisenbahnunternehmen andere Verkehrs- 
techniken ein, so unterliegen sie den einschlägigen 
Bestimmungen. 

2. Unter Berücksichtigung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1 191/69 des Rates vom 26. Juni 1969 über das 
Vorgi'hen der Mitgliedstaaten bei mit dem Begriff 
des öffentlichen Dienstes .verbundenen Verpflichtun- 
gen auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschilfsverkehrs kann der Einsatz anderer Ver- 
kehrstechniken bis zu dem in Artikel 22 Absatz 2 
genannten Zeitpunkt von einer vorherigen Geneh- 
migung des Staates abhängig gemacht werden. 

3. Die Eisenbahnunternehmen können anderen Un- 
ternehmen den Betrieb der Ersatz- und Zusatzdienste 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 28. Juni 1969 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
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sowie die Verwaltung des Einsatzes anderer Ver- 
kehrstechniken, der Hilfs- und Ausweichdienste oder 
der besonderen Dienste im Rahmen ihrer Tätigkeit 
übertragen. 

Artikel 17 

1. Die Mitgliedstaaten schaffen alle Bestimmungen 
ab, die eine Zusammenarbeit der betroffenen Eisen- 
bahnunternehmen in folgenden Bereichen verhin- 
dern könnten: 

a) auf technischer Ebene, vor allem hinsichtlich des 
Betriebs der Netze, der Normung des Materials, 
der Automatisierung und neuer Techniken; 

b) auf kaufmännischer und betrieblicher Ebene, vor 
allem hinsichtlich des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs, der direkten internationalen Tarife, der 
gemeinsamen Nutzung des Wagenparks, des 
Haus-Haus-Verkehrs, des kombinierten grenz- 
überschreitenden Verkehrs, des grenzüberschrei- 
tenden Personenschnellverkehrs, der Integration 
der Netze und der gemeinsamen kaufmännischen 
Organisation. 

2. Bis zum 1. Januar 1977 treffen die Mitgliedstaa- 
ten nach Anhörung der Kommission die notwendigen 
Maßnahmen, um die Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften abzus'chaffen, die den Eisenbahnverkehr, 
insbesondere hinsichtlich der Formalitäten beim 
Grenzübergang, ver- oder behindern. 

3. Bis zum 1. Januar 1978 legt die Kommission dem 
Rat einen Bericht über die langfristigen Ziele und die 
Maßnahmen vor, die zu erlassen sind, um eine teil- 
weise oder vollständige Integration der Eisenbahn- 
unternehmen auf Gemeinschaftsebene herbeizufüh- 
ren. 

Artikel 18 

1. Auf Vorschlag der Kommission erläßt der Rat 
vier Jahre nach Mitteilung dieser Entscheidung ein 
Forschungsprogramm über die Modernisierung und 
die Technologie der Eisenbahn. Der Rat beschließt, 
bis zu welchem Grad dieses Programm aus Gemein- 
schaftsmitteln bzw. aus Beiträgen der betroffenen 
Unternehmen finanziert wird. 

2. In dem in Artikel 21 vorgesehenen Bericht legt 
die Kommission den Stand der in Absatz 1 genannten 
Arbeiten dar. Auf der Grundlage dieses Berichts be- 
schließt der Rat auf Vorschlag der Kommission gege- 
benenfalls über neue Maßnahmen. 

Artikel 19 

Unter Wahrung der vom Personal der Eisenbahn- 
unternehmen wohlerworbenen Vergünstigungen und 
unbeschadet der allgemeinen Sozialvorschriften 
schaffen die Mitgliedstaaten alle Bestimmungen ab, 
die die Eisenbahnunternehmen daran hindern, fol- 
gende Fragen unabhängig zu regeln: 

1. Mit den zuständigen Personalvertretern die Pro- 
bleme, die sich ihrem Personal stellen, einschließ- 


lich der Fragen der Arbeitsbedingungen, insbe- 
sondere die Lohnfragen; 

2. die Beteiligung des Personals an den Gewinnen 
und Vorteilen, die sich aus den Fortschritten in 
der Betriebsführung und der Technologie erge- 
ben; 

3. die Vertretung des Personals in den geschäfts- 
führenden Organen des Unternehmens; 

4. die Umschulung und Wiedereingliederung des 
von den Modernisierungs- und Neuorganisations- 
maßnahmen betroffenen Personals, ohne daß dar- 
aus für das Personal Schaden entsteht. 

Artikel 20 

Im Rahmen der in Anwendung dieser Entscheidung 
erlassenen Maßnahmen gewährleisten die Mitglied- 
staaten den Eisenbahnunternehmen, daß sie auf ge- 
eignetemWege ihre Interessen hinsichtlich der sie 
betreffenden Beschlüsse geltend machen können. 

Artikel 21 

1. Die Kommission übermittelt dem Rat alle zwei 
Jahre einen Gesamtbericht über die Anwendung 
dieser Entscheidung durch die Mitgliedstaaten. 

Aus diesem Bericht gehen die vor allem hinsichtlich 
der Verbesserung der Finanzlage der Eisenbahnun- 
ternehmen erzielten Ergebnisse hervor. 

2. Unter Berücksichtigung dieser Ergebnisse unter- 
breitet die Kommission gegebenenfalls alle Vor- 
schläge, die sie für erforderlich hält, um es den Un- 
ternehmen zu ermöglichen, das finanzielle Gleich- 
gewicht zu erreichen, und um eine stärkere Harmo- 
nisierung sowie eine Angleichung der Vorschriften 
zu fördern, die infolge der Mitteilung dieser Ent- 
scheidung auf sie anwendbar sind. 

3. Damit die Kommission den in Absatz 1 genann- 
ten Bericht erstellen kann, übermitteln die Mitglied- 
staaten der Kommission alle zwei Jahre die notwen- 
digen Angaben. 

Artikel 22 

1. Jeder Mitgliedstaat erläßt nach Anhörung der 
Kommission im Einvernehmen mit dem Eisenbahn- 
unternehmen ein Programm, aufgrund dessen das 
finanzielle Gleichgewicht des Unternehmens schritt- 
weise zu verwirklichen ist. In diesem Programm 
wird auch die Höhe der degressiven Zuschüsse für 
den Haushaltsausgleich festgelegt, die dem Unter- 
nehmen gewährt werden, bis es in der Lage ist, 
durch eigene Mittel sein finanzielles Gleichgewicht 
zu sichern. 

Diese Zuschüsse sind von den Ausgleichszahlungen 
zu unterscheiden, die gegebenenfalls dem Unterneh- 
men in Anwendung der Verordnungen (EWG) Nr. 
1191/69 und 1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969 und 
(EWG) Nr. 1107/70 des Rates vom 4. Juni 1970 sowie 
der Artikel 6, 8, 14 und 22 Absatz 3 dieser Entschei- 
dung gewährt werden. 
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2. Anläßlich des zweiten in Artikel 21 vorgesehe- 
nen Berichts schlägt die Kommission den Zeitpunkt 
vor, zu dem alle Eisehbahnunternehmen ihr finan- 
zielles Gleichgewicht hergestellt haben müssen. 

3. Bis zum Inkrafttreten einer gemeinsamen Rege- 
lung zur Verrechnung der Infrastrukturkosten erhal- 
ten die Eisenbahnunternehmen für ihre Eisenbahn- 
infrastrukturausgaben vom Staat Beihilfen, die mit 
denen des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1107/70 des Rates vom 4. Juni 
1970 über die Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr^) übereinstimmen. 

Artikel 23 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhörung dei 
Kommission baldmöglichst, spätestens jedoch am 
1. Januar 1973, die für die Durchführung dieser 


Richtlinie erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften. 

2, Auf Antrag eines Mitgliedstaats, oder wenn die 
: Kommission es für zweckmäßig hält, hört sie die be- 
I troffenen Mitgliedstaaten zu den Entwürfen für die 
j Vorschriften gemäß Absatz 1 an. 

I Artikel 24 

; Der Rat erläßt die Maßnahme aufgrund dieser Richt- 
linie auf Vorschlag der Kommission mit qualifizier- 
I ter Mehrheit. 

Artikel 25 

I Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

I 9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 130 
I vom 15. Juni 1970, S. 1 
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Begründung 


L Allgemeine Erwägungen 

1 . Ziel dieses Entscheidungsvorschlags ist insbeson- 
dere die Durchführung von Artikel 8 der Ent- 
scheidung Nr. 65/271/EWG des Rates vom 13. Mai 
1965 über die Harmonisierung bestimmter Vor- 
schriften, die den Wettbewerb im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffahrtsverkehr beeinflus- 
sen^). 

Gemäß diesem Artikel 8 muß die fortschreitende 
Harmonisierung der Vorschriften, die die finan- 
ziellen Beziehungen zwischen den Eisenbahnun- 
ternehmen und den Staaten regeln, auf Gemein- 
schaftsebene vorgenommen werden. Sie wird 
entscheidend zur Erreichung des Hauptziels 
der Entscheidung vom 13. Mai 1965 beitragen, 
nämlich der Beseitigung der Unterschiede, die : 
geeignet sind, die Wettbewerbsbedingungen zwi- : 
sehen den Verkehrsträgern und den Verkehrs- , 
unternehmen wesentlich zu verfälschen, und die j 
es verhindern, daß Organisation und Funktio- j 
nieren des Verkehrssektors entsprechend der ; 
allgemeinen Zielsetzung des EWG-Vertrags auf 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen beruhen. 

Die Durchführung von Artikel 8 muß es insbeson- 
dere ermöglichen, daß die Eisenbahnunternehmen 
finanzielle Eigenständigkeit erhalten, die zur 
finanziellen Sanierung und zum Haushaltsgleich- 
gewicht führen wird. 

So werden die in dieser Entscheidung vorgeschla- 
genen Maßnahmen die notwendigen Vorausset- 
zungen für die Einleitung dieses Prozesses schaf- 
fen: Sobald bestimmte Beschränkungen, Begren- 
zungen und Verpflichtungen entfallen, die die 
öffentliche Hand den Eisenbahnen auferlegt, wer- | 
den diese ihre Unternehmenspolitik den wech- ' 
selnden Marktbedingungen besser anpassen, den ' 
Wettbewerbserfordernissen gerecht werden und 
so eine Geschäftsführung betreiben können, die i 
sich in stärkerem Maße nach kommerziellen und ^ 
wirtschaftlichen Kriterien richtet. i 

2. Hierzu sind jedoch zwei Überlegungen erforder- : 

lieh: ' 

! 

Erstens muß betont werden, daß angesichts der 
Bedeutung und der Komplexität der zu lösenden 
Probleme ein angemessener Zeitraum erforder- 
lich sein wird, um auf der Grundlage der durch 
die Gemeinschaftsregeln geschaffenen Vorausset- 
zungen und mit Hilfe neuer unternehmenspoli- 
tischer Leitlinien, die auf diese Weise ermöglicht 
werden, ausgehend von der derzeitigen Wirt- 
schafts- und Finanzsituation, nach und nach die 
Eigenständigkeit der Geschäftsführung und das 
finanzielle Gleichgewicht zu erreichen. 

Zweitens können die durch diese Entscheidung 
vorgesehenen Bestimmungen, wie die Kommis- 
sion wiederholt festgestellt hat, nur unter der 


Voraussetzung voll wirksam werden, daß unter 
Berücksichtigung der Grundsätze der Geschlossen- 
heit und gegenseitigen Abhängigkeit weitere 
verkehrspolitische Maßnahmen auf Gemein- 
schaftsebene getroffen werden. So setzt die Sa- 
nierung des Finanzgebahrens der Eisenbahnunter- 
nehmen voraus, daß gleichzeitig andere Markt- 
organisationsmaßnahmen im Verkehr angewen- 
det werden; deshalb ist ein rasches Inkrafttreten 
der von der Kommission vorgeschlagenen Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Regelung des Zu- 
gangs zum Gewerbe, der Kontrolle der Leistungs- 
fähigkeit, der Verkehrswege und der Besteue- 
rung sowie der Frachten und Beförderungsbe- 
dingungen von ganz besonderer Bedeutung. 

Die finanzielle Sanierung der Eisenbahnunterneh- 
men wird ihrerseits zur Beseitigung oder erheb- 
lichen Verringerung einer der grundlegenden Ur- 
sachen beitragen, die bisher restriktive Eingriffe 
einiger Staaten in die Entwicklung der wettbe- 
werbenden Verkehrsträger gerechtfertigt und be- 
wirkt haben und die zu Verzerrungen führten, 
die mit dem Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes unvereinbar sind. 

3. Auf jeden Fall stellen die gegenwärtigen Ver- 
hältnisse und die künftige Rolle der Eisenbahnen 
in der Verkehrswirtschaft heute ohne Zweifel 
grundlegende Fragen für jede Verkehrspolitik 
dar. Um sich davon zu überzeugen, braucht man 
nur die neuesten Programme in Betracht zu zie- 
hen, die die Mitgliedstaaten - und gleichzeitig 
mehrere Drittstaaten - ausgearbeitet und anzu- 
wenden begonnen haben. 

ln allen diesen Programmen sollen Antworten 
auf die Fragen gegeben werden, die Gegenwart 
und Zukunft der Eisenbahnen aufwerfen. Daher 
gehören diese Fragen zu den Hauptanliegen der 
Gemeinschaftsinstitutionen, die für die Durchfüh- 
rung der gemeinsamen Verkehrspolitik verant- 
wortlich sind. 

4. In den meisten Mitgliedstaaten sind die Verhält- 
nisse der Eisenbahnen durch ein beträchtliches 
Ungleichgewicht zwischen Erträgen und Aufwen- 
dungen gekennzeichnet, das mangels eines voll- 
ständigen Ausgleichs der den Unternehmen auf- 
erlegten Lasten nicht definiert werden kann. Die- 
se ungünstige Situation mag angesichts des stei- 
genden Volumens des Eisenbahnverkehrs als 
anormal erscheinen. Wenn man jedoch den Index 
der industriellen Produktion der Mitgliedstaaten 
in den letzten zehn Jahren betrachtet, läßt sich 
feststellen, daß die Erhöhung des Verkehrsvolu- 
mens der Eisenbahnen im Vergleich zu den ande- 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 88 
vom 24. Mai 1965, Seite 1500 
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ren Verkehrsträgern relativ gering ist und im all- 
gemeinen mit dem Anstieg der Produktion nicht 
Schritt gehalten hat. 

Der Anteil des Eisenbahnverkehrs am Gesamtver- 
kehr ist also rückläufig. Dies ist einmal auf die 
Entwicklung neuer Verkehrstechniken, wie bei- 
spielsweise des Luftverkehrs und der Rohrlei- 
tungen und zum anderen auf die Entwicklung der 
traditionellen Konkurrenten der Eisenbahnen, 
nämlich die Straße und die Binnenschiffahrt, zu- 
rückzuführen. Diese Situation beruht jedoch auch 
auf Änderungen, die nach Wandlungen in der 
Industrie in der Zusammensetzung des Verkehrs, 
der traditionsgemäß den Eisenbahnen Vorbehal- 
ten war, eingetreten sind. Ferner hatten die 
Eisenbahnen aus verschiedenen Gründen nicht 
immer die Möglichkeit, ihre Tarife der Entwick- 
lung ihrer Selbstkosten anzupassen. 

Das Zusammentreffen dieser Faktoren hatte zur 
Folge, daß die Aufwendungen der Eisenbahnen 
schneller stiegen als die Erträge, was zu einem 
Ungleichgewicht fast allgemeiner Art führte. 

Trotzdem haben die Eisenbahnunternehmen be- 
achtliche Produktivitätsfortschritte insbesondere 
durch die beträchtliche und stetige Erhöhung der 
Dienstleistungen im Verhältnis zu den beschäftig- 
ten Arbeitskräften und durch Bemühungen auf 
dem Gebiet technischer Neuerungen erzielt. 

5. Angesichts dieser Lage kann jedoch nicht die 
Rede davon sein, die Eisenbahnen als Verkehrs- 
mittel selbst in Frage zu stellen. Die in dieser 
Hinsicht durchgeführten Untersuchungen und For- 
schungen lassen erkennen, daß die Eisenbahn 
im Rahmen der Gestaltung des Verkehrs uner- 
setzbar bleibt - und zweifelsohne noch unersetz- 
barer werden wird -, vorausgesetzt, daß die Ent- 
wicklung des technischen Fortschritts und der 
Produktivitätssteigerung anhält. Darüber hinaus 
wird die Eisenbahn wahrscheinlich am besten 
zur Lösung bestimmter Verkehrsprobleme beitra- 
gen können, die die voraussehbare Entwicklung 
der regionalen und städtischen Strukturen auf- 
werfen wird. 

Das Ziel der Sanierung der Eisenbahnen besteht 
daher nicht nur darin, der Verschlechterung ihrer 
finanziellen Verhältnisse Einhalt zu gebieten, 
sondern ihnen auch zu ermöglichen, ihre Zu- 
kunftsaufgaben ohne Behinderungen und künst- 
liche Hemmnisse zu lösen. 

6. Die rechtliche und administrative Stellung der 
Eisenbahnunternehmen ist von einem Staat zum 
anderen sehr unterschiedlich. In alen Fällen han- 
delt es sich um nationale Unternehmen; während 
jedoch einige von ihnen die Form von privat- 
rechtlichen Unternehmen, insbesondere von 
Aktiengesellschaften, annehmen, sind andere 
öffentliche Verwaltungen. Aber trotz der großen 
Unterschiede ihrer Rechtsstellung befinden sich 
alle Unternehmen praktisch in einer ziemlich ähn- 


lichen Situation, die dadurch gekennzeichnet ist, 
daß die Geschäftsführung der meisten Eisenbahn- 
imternehmen weitgehend durch die öffentliche 
Hand beeinflußt wird. In einem solchen System 
der Abhängigkeit bestehen kaum die Voraus- 
setzungen für eine echte finanzielle Eigenständig- 
keit oder eine Handlungsfreiheit als Vorausset- 
zung für eine dynamische und elastische Ge- 
schäftsführung. 

Dabei darf aber nicht übersehen werden, daß die 
Eisenbahnunternehmen mit Unternehmen anderer 
Verkehrsträger im Wettbewerb stehen, die sich 
insbesondere hinsichtlich der Handlungsfreiheit 
und der administrativen Eigenständigkeit in einer 
ganz anderen Situation befinden. 

7. Der Rat und die Kommission sind sich der Bedeu- 
tung des Eisenbahnsektors innerhalb der Ver- 
kehrswirtschaft bewußt, und sie haben es des- 
halb stets zu ihrem Elauptanliegen gemacht, daß 
die finanzielle Situation der Eisenbahnunterneh- 
men saniert und für diesen Verkehrsträger Wett- 
bewerbsfähigkeitsvoraussetzungen unter Berück- 
sichtigung von Bedingungen geschaffen werden 
müssen, wie sie für die konkurrierenden Ver- 
kehrsträger bestehen. Dieses Bestreben hat sei- 
nen konkreten Ausdruck bisher insbesondere in 
der Entscheidung Nr. 65/271 EWG des Rates vom 
13. Mai 1965 über die Harmonisierung bestimmter 
Vorschriften, die den Wettbewerb im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr beeinflussen, 
und in der Übereinkunft des Rates vom 22. Juni 
1965 über die Organisation des Verkehrsmarkts^) 
gefunden. 

Auf der Grundlage der Artikel 5, 6 und 7 der 
Entscheidung vom 13. Mai 1965 hatte der Rat 
bereits die Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des 
Rates vom 26. Juni 1969 über das Vorgehen der 
MiLgliedstaaten bei mit dem Begriff des öffentli- 
chen Dienstes verbundenen Verpflichtungen auf 
dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehrs und die Verordnung (EWG) Nr. 
1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969 über gemein- 
same Regeln für die Normalisierung der Konten 
der Eisenbahnunternehmen“) erlassen. Er hat 
außerdem auf der Grundlage von Artikel 9 der 
Entscheidung vom 13. Mai 1965 die Verordnung 
(EWG) Nr. 1107/70 des Rates vom 4. Juni 1970 
über Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- und Bin- 
nenschiffsverkehr*^) erlassen. 

Jetzt ist unter Berücksichtigung des vom Rat ge- 
setzten Zieles noch Artikel 8 dieser Entscheidung 
durchzuführen. 


9 Bulletin der EWG 1965, Nr. 8, S. 86 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 26. Juni 1969, S. Lund S. 8 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 130 
vom 15. Juni 1970, S. 1 
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8. In Artikel 8 der Entscheidung des Rates vom 13. 
Mai 1965 heißt es: 

„Ab 1. Januar 1968 werden die Vorschriften , 
schrittweise harmonisiert, die die finanziellen Be- 
ziehungen zwischen den Eisenbahnunternehmen ^ 
und den Staaten regeln. 

Diese Harmonisierung, die die finanzielle Eigen- 
ständigkeit der Eisenbahnunternehmen zum Ziel 
hat, muß spätestens am 31. Dezember 1972 abge- I 
schlossen sein." , 

9. Die Harmonisierung der finanziellen Beziehungen 
ist um so wichtiger, als die Abhängigkeit der 
Eisenbahnen von den Staaten gerade in den 
finanziellen Vorschriften und den verbundenen 
Kontroll- und Aufsichtsbestimmungen zuin Aus- 
druck kommt. 

Der Begriff der finanziellen Eigenständigkeit setzt 
auf die Dauer notwendigerweise das finanzielle 
Gleichgewicht der Unternehmen voraus, wie dies 
vom Rat bereits in seiner Übereinkunft vom 
22. Juni 1965 über die Organisation des Ver- 
kehrsmarkts festgestellt wurde. Dieser Begriff 
geht aber noch über die rein finanziellen Aspekte 
hinaus und ist ohne die Eigenständigkeit in der 
'Geschäftsführung unvorstellbar, die den Eisen- 
bahnunternehmen insoweit zu gewähren ist, als 
dies mit der Wahrnehmung von Diensten im 
öffentlichen Interesse, die ihnen notwendigerwei- 
se weiterhin obliegen, vereinbart werden kann. 
Nach Auffassung der Kommission besteht zwi- 
schen der Wahrnehmung von Diensten im öffent- 
lichen Interesse durch ein Unternehmen und der 
möglichen Ausübung seiner Tätigkeit unter 
Wahrung der finanziellen Eigenständigkeit keine 
Unvereinbarkeit. Zu diesem Zweck müssen die 
notwendigen Maßnahmen vorgesehen werden, 
damit die finanzielle Eigenständigkeit trotz der 
Kontrollen, die die Behörde den öffentlichen Ein- 
richtungen (Services* publics) gegenüber vorneh- 
men kann, gewährleistet wird. Deshalb müssen 
der Inhalt der finanziellen Eigenständigkeit, die 
ein solches Unternehmen erhalten soll, und die 
Grenzen bestimmt werden, in denen diese Frei- 
heit wahrgenommen werden kann. 

10. Aber auch bei weiterer Auslegung reicht Artikel 
8 nicht aus, um das Eisenbahnproblem insgesamt 
zu lösen; dieses Ziel muß jedoch erreicht werden, 
wenn man eine gemeinsame Verkehrspolitik ver- 
wirklichen will. Diese Auffassung wird übrigens 
durch die Haltungen bestätigt, die der Rat mit der 
Annahme der Verordnung Nr. 1191/69 über die 
Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes und 
der Verordnung Nr. 1192 69 über die Normalisie- 
rung der Konten der Eisenbahnen eingenommen 
hat. Der Rat hat nämlich eine Anzahl von Fragen 
bestimmt, für die bei Erlaß der Durchführungs- 
maßnahmen zu Artikel 8 der Entscheidung des 


Rates vom 13. Mai 1965 eine endgültige Lösung 
beschlossen werden muß. 

Die Lösung mancher dieser Fragen steht im Zu- 
sammenhang mit den finanziellen Beziehungen 
zwischen den Eisenbahnunternehmen und den 
Staaten. 

Es handelt sich hierbei um: 

- Eventuelle Höchstbeträge für die Ausgleichszah- 
lungen an Eisenbahnunternehmen (Erklärung zu 
Artikel 10 bis 13 der Verordnung (EWG) Nr. 
1191/69); 

- Belastungen, die nach Aufhebung einer Verpflich- 
tung des öffentlichen Dienstes weiterbestehen 
(Erklärung zu Artikel 10 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69); 

- Möglichkeit, die Ausgleichsbeträge um die Ver- 
zinsung des Eigenkapitals des Unternehmens zu 
kürzen (Erklärung zu Artikel 12 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1191/69); 

“ Endgültige Lösung für die finanziellen Lasten, die 
sich aus einer bisher unterbliebenen Normali- 
sierung ergeben (Verordnung (EWG) Nr. 1192/ 
69 - Artikel 4 - Anhang XVI). 

11. Weitere Fragen, deren Lösung der Rat ebenfalls 
im Zusammenhang mit der Durchführung von 
Artikel 8 vorgesehen hat, müssen dagegen im 
Rahmen anderer bestehender oder noch zu er- 
lassender Vorschriften gelöst werden. Dies gilt 
insbesondere für: 

- einige Tariffragen; 

- die Verpflichtung zur Anwendung eines allge- 
meinen Tarifniveaus, insbesondere nach Ableh- 
nung von Anträgen auf Erhöhung oder Herab- 
setzung des Tarifniveaus; 

- die Pflicht zur Wahrung des Prinzips des Tarif- 
ausgleichs im Raum und in der Zeit sowie zur 
Gleichbehandlung der Benutzer (Erklärung zd 
Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69); 

- Auflagen für öffentliche Bau- und Lieferaufträge 
(Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 und Anhang 
XIV) ; 

- Belastungen aufgrund der Beibehaltung von 
Werkstätten oder sonstigen Betriebseinrichtun- 
gen oder Voraussetzungen, die sich mit einer 
kaufmännischen Geschäftsführung nicht verein- 
baren lassen (Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 - 
Artikel 4 und Anhang XIII); 

- Verpflichtung zur Weiterbeschäftigung von über- 
zähligem Personal (Verordnung (EWG) Nr. 1192/ 
69 - Anhang IX) ; 

~ Maßnahmen zugunsten des Personals in Aner- 
kennung nationaler Verdienste (Verordnung 
(EWG) Nr. 1192/69 - Artikel 4 - Anhang X) ; 
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- Maßnahmen zugunsten des Personals, die den 
Unternehmen der anderen Verkehrsträger nicht 
obliegen (Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 - Arti- 
kel 4 - Anhang XI) ; 

- Sozial aufwendungon für die Gesundheitsfürsorge 
(Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 - Artikel 4 - 
Anlage XII); 

- Aufwendungen für Ruhegehälter und Renten 
(Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 - Artikel 4 - 
Anhang III) ; 

Mit der Durchführung von Artikel 8 der Entschei- 
scheidung Nr. 6.5; 271 EWG des Rates vom 13. Mai 
1965 ist also eine beträchtliche Zahl wichtiger 
Probleme für die Sanierung der Eisenbahnen ge- 
lösu 

Um die Gesamtheit der Probleme zu lösen, muß 
jedoch auch auf andere Bestimmungen, die aber 
jedenfalls unter Artikel 75 des Vertrages fallen, 
sowie auf die schon ergangenen Durchführungs- 
maßnahmen zu dic'sem Artikel zurückgegriffen 
werden. Einige dieser Bestimmungen ergänzen 
die Verordnung (EWG) Nr, 1191/69 des Rates 
vom 26. Juni 1969 über das Vorgehen der Mit- 
gliedstaaten bei mit dem Begriff des öffentlichen 
Dienstes verbundenen Verpflichtungen auf dem 
Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehrs, die Verordnung (EWG) Nr. 1192/ 
69 des Rates vom 26. Juni 1969 über gemeinsame 
Regeln für die Normalisierung der Konten der 
EisenbahriunterncJimen oder die Verordnung 
(EWG) Nr. 1107 70 des Rates vom 4, Juni 1970 
über die Beihilfen. Andere Maßnahmen werden 
im Rahmen des Vorgehens zur Schaffung einer 
Abgel timgsordnung für die Benulzung der Ver- 
kehrswege eingeleitet werden. 

Schließlich wird noch eine Reihe weiterer Maß- 
nahmen auf Gebieten getroffen werden müssen, 
die über diese Vorschriften hinausgehen und 
insbesondere unter die Tarifpolitik, die Regelung 
des Auftragswesens und die Sozialpolitik fallen. 

12. Abschließend ist festzustellen, daß es nicht dar- 
um geht, die Stellung der Eisenbahnen als öffent- 
liches oder gegebenenfalls als verstaatliches Un- 
ternehmen zu ändern oder zu beseitigen, son- 
dern darum, die jeweiligen Verantwortlichkeiten 
von Staat und Eisenbahnunlernehmen klar von- 
einander zu trennen. Der Staat soll gegenüber 
der Eisenbahn seine Aufgabe als Träger der Ent- 
scheidungen über die großen wirtschaftlichen und 
sozialen Leitlinien sowie als Eigentümer oder 
Mehrheitsaktionär uneingeschränkt wahrnehmen. 
Als Wirtschaftsunternehinen müssen die Eisen- 
bahnen hingegen in der Finanzgebarung und 
Betriebsführung eine Eigenständigkeil wieder- 
finden, die möglichst vollständig und den Ver- 
hältnissen der Industrie- und Handelsunterneh- 
men, mit denen sie in Wettbewerb stehen und 
Zusammenarbeiten müssen, vergleichbar ist. 

Was den Betrieb anbelangt, so muß sich der Staat 
der unmittelbaren Verwaltung der Unternehmen 


entledigen, damit er sich seiner eigentlichen Auf- 
gabe, nämlich Aufstellung der Leitlinien und 
Kontrolle, besser widmen kann. 

Die Bewegungsfreiheit, die den Eisenbahnunter- 
nehmen damit verschafft werden soll, dürfte je- 
doch folgende Grundsätze nicht in Frage stellen: 

- die Stellung als öffentliches Dienstleistungsunter- 
nehmen (service public) in dem als notwendig 
erachteten Maße, sofern die sich hieraus erge- 
benden Lasten und Vorteile voll ausgeglichen 
werden; 

- die Vv irischaftlichen und sozialen Vorschriften 
zugunsten des Personals dieser Unternehmen. 
In dieser Hinsicht muß die Sanierung der Eisen- 
bahnen die wohlerworbenen Vergünstigungen 
des Personals der betreffenden Unternehmen 
sichern. Gleichzeitig soll sic eine Verbesserung 
seiner wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
ermöglichen, was schwieriger wäre, wenn sich 
die Lage der Eisenbahnen weiter verschlechterte. 
Die Verbesserung dieser Lage muß namentlich 
die Harmonisierung der Arbeitsbedingungen im 
Wege des Fortschritts erleichtern, wie es in Ab- 
schnitt 111 der Entscheidung Nr. 65/271 /EWG des 
Rates vom 13. Mai 1965 vorgesehen ist. 

II. Besondere Bemerkungen 

Artikel 1 

Angesichts der zur Zeit unterschiedlichen Rechts- 
slellungen der nationalen Eisenbahnunternehmen 
der sechs Mitgliedstaaten sollte die Durchführung 
von Artikel 8 der Entscheidung des Rates vom 13. 
Mai 1965 zumindest in einer ersten Phase durch 
eine Entscheidung des Rates verwirklicht werden, 
die ein Programm festsetzt, das eine Reihe von Maß- 
nahmen Vorsicht, die stufenweise durchgeführt wer- 
den sollten. 

Artikel 2 

In einer ersten Phase würde die Entscheidung nur 
für die sechs nationalen Eisenbahngesellschaften 
gelten. Es gibt aber keinen Grund dafür, innerhalb 
einer noch zu bestimmenden Frist keine vergleich- 
baren Harmonisierungsmaßnahmen für andere Eisen- 
bahnunternchmen zu treffen, da ja wirtschaftliche 
Beziehungen zwischen diesen und den nationalen 
Eisenbahnunternehmen bestehen können. 

Artikel 3 

Gegenwärtig ist die Rechtsstellung der nationalen 
Eisenbahnunternehmen sehr unterschiedlich. Die 
anscheinend rationellste Lösung würde in einer 
Vereinheitlichung dieser Rechtsstellungen bestehen. 
Damit könnten sich ^iber in einigen Mitgliedstaaten 
diffizile Probleme auch verfassungsrechtlichen Cha- 
rakters ergeben, für deren Lösung auf jeden Fall eine 
verhältnismäßig lange Zeit erforderlich sein könnte. 
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Deshalb erschien es eher angebracht, den Mitglied- 
staaten lediglich die Verpflichtung aufzuerlegen, 
ihren Unternehmen Rechtspersönlichkeit zu verlei- 
hen, sofern sie diese noch nicht besitzen, und die 
Rechtsformen dieser Unternehmen so zu ändern, 
daß sie den Vorschriften der vorliegenden Ent- 
scheidung gerecht werden können. Im übrigen 
schreibt dieser Artikel die Trennung der Verant- 
wortlichkeiten von Staat und Unternehmen vor und 
bestimmt die Befugnisse, die letzteres erhalten muß. 

A r t i k el 4 

Dieser Artikel bestimmt die Aufsichts- und Kon- 
trollbefugnisse, die der Staat weiterhin gegenüber 
dem Eisenbahnunternehmen ausüben muß. 

Zweckmäßig erscheint es auch, diese Aufsichts- und 
Kontrollbefugnisse bei einer einheitlichen Verwal- 
tungsbehörde zu konzentrieren, die für das Eisen- 
bahnunternehmen der Vertreter des Staates ist. 

Artikel 5 

Die Zusammensetzung des Verwaltungsrats oder 
eines ähnlich gearteten Gremiums ist dem freien Er- 
messen der Mitgliedstaaten zu überlassen. Trotz- 
dem erscheint es notwendig, einige Unvereinbarkei- 
ten und einige Garantien vorzusehen, so daß die Mit- 
glieder des Verwaltungsrats bei der Ausübung ihres 
Mandats nur im Interesse des Eisenbahnunterneh- 
mens handeln. Außerdem ist es unerläßlich, daß der 
Verwaltungsrat oder ein ähnlich geartetes Gremium 
Befugnisse namentlich bei der Ernennung des Prä- 
sidenten und der Besetzung der wichtigsten Füh- 
rungspositionen des Unternehmens ausüben muß. 

Artikel 6 

Nachdem auf diese Weise die Trennung der jewei- 
ligen Verantwortlichkeiten vollzogen ist, muß die 
Ebene bestimmt werden, auf der der Staat seine 
Aufsichtsbefugnis auszuüben hat, ohne die eigen- 
ständige Geschäftsführung des Unternehmens in 
Frage zu stellen. 

Bei der hier vorgeschlagenen Konzeption muß sich 
dieses Eingreifen der Aufsichtsbehörde auf die Bil- 
ligung der Leitlinien für die mittel- oder langfristige 
Tätigkeit beschränken, die ihr das Unternehmen 
unterbreitet. Das kann zweckmäßigerweise in Form 
von Mehrjahresprogrammen für Ausrüstung, Ver- 
kehrswege und Investitionsfinanzierung geschehen. 
Diese Billigung muß es den Mitgliedstaaten er- 
möglichen, die Tätigkeit der Eisenbahnen in ihrer 
Gesamtheit auf die großen Orientierungsdaten der 
gesamtwirtschaftlichen Tätigkeit abzustimmen. So- 
bald aber diese Billigung vorliegt, müssen die Eisen- 
bahnunternehmen ihre Entscheidungen im Rahmen 
dieser Leitlinien und dieser Programme in voller 
Eigenständigkeit treffen können. 

Artikel 7 

Ebenso wie es nicht unerläßlich schien, eine ein- 
heitliche Rechtsstellung für die Eisenbahnunterneh- 


men vorzuschreiben, dürfte es auch nicht erforderlich 



! Unternehmen einheitlich zu regeln. Aber gleichgül- 
tig, welche Regelung hierfür besteht, sollte das Un- 
ternehmen auf diesem Gebiet entsprechend den Er- 

i fordernissen einer normalen kaufmännischen Ge- 
schäftsführung handeln können. 

I Artikels 

I Um seine Tätigkeit unter guten Bedingungen aus- 

j üben zu können, ist es unerläßlich, daß das Eisen- 
bahnunternehmen über die erforderlichen Mittel ver- 
fügt und in seinem Finanzgebahren nicht zwingende- 
ren (oder großzügigeren) Regeln unterliegt, als sie 
für normale Wirtschaftsunternehmen gelten. 

Das setzt ein angemessenes Verhältnis zwischen 
seinen Eigenmitteln und seiner wirtschaftlichen Be- 
deutung voraus. Falls ein solches Verhältnis nicht 
gegeben sein sollte, müssen die Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Angleichungen vornehmen, sobald die 
Sanierungsmaßnahmen durchgeführt sind. Anderer- 
seits wäre es anormal, den Eisenbahnunternehmen 
die Verpflichtung aufzuerlegen, andere als aus ihren 
Gewinnen stammende Dividenden zu zahlen. 

Artikel 9 

Damit die vorgeschlagene Sanierung der finanziellen 
Beziehungen sämtliche bisherigen Belastungen be- 
rücksichtigen kann, die das Finanzgebaren der 
Eisenbahnunternehmen der Vergangenheit beein- 
flußten und die nicht in Anwendung der in Anhang 
XV (Kategorie XV) der Verordnung (EWG) Nr. 
1192/69 des Rates vom 26. 'Januar 1969, geändert 

durch Verordnung (EWG) Nr des Rates 

enthaltenen Vorschriften ausgeglichen werden kön- 
nen, sind Bestimmungen vorzusehen, um den Rest 
der finanziellen Lasten der von den Eisenbahnunter- 
nehmen aufgenommenen und in ihrer Bilanz zum 
Zeitpunkt der Notifizierung der vorliegenden Ent- 
scheidung ausgewiesenen Anleihen von den Mit- 
gliedstaaten ausgleichen zu lassen, entweder um die 
Aufwendungen für festliegende Aktiva und Betriebs- 
vermögen oder die jährlichen Betriebsverluste zu 
decken, die der Staat hätte tragen müssen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates vom 
26. Juni 1969 über gemeinsame Regeln für die Nor- 
malisierung der Konten der Eisenbahnunternehmen 
bestimmt in Artikel 4, daß eine endgültige, die Kate- 
gorien IX bis XV von Lasten oder Vorteilen betref- 
fende Regelung vom Rat spätestens bei der Geneh- 
migung der Bestimmungen zur Durchführung von 
Artikel 8 der Entscheidung des Rates vom 13. Mai 
1965 erlassen werden muß. Sie bestimmt außerdem, 
daß sich die Mitgliedstaaten bis dahin bemühen, die 
Ursachen für diese Lasten oder Vorteile zu beseiti- 
gen, 

Wichtig ist, daß die Staaten die Ursachen dieser 
Lasten oder Vorteile so bald wie möglich beseitigen 
und inzwischen die betreffenden Kategorien nor- 
malisieren, mit Ausnahme der Kategorie XIII (Bei- 
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behaltung von Werkstätten) und XIV (öffentliche 
Aufträge), für deren Aufhebung ein Zeitpunkt vor- 
geschlagen wird. 

Die wichtigste Kategorie ist Kategorie XV über die 
finanziellen Lasten, die sich aus einer bisher unter- 
bliebenen Normalisierung ergeben. Die auf diese 
Weise zwingend werdende Normalisierung würde 
bewirken, daß ein beträchtlicher Teil der Folgen 
der Vergangenheit beseitigt wird und die betref- 
fenden Eisenbahnunternehmen die Möglichkeit er- 
halten, den Weg zum finanziellen Gleichgewicht 
unter möglichst gerechten Bedingungen zu beschrei- 
ten. 

Zur Erreichung dieser Ziele und unter Berücksichti- 
gung der Rcchtsnatur des Rechtsaktes, der hier vor- 
geschlagen wird, müßte eine Änderung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969 
vorgesehen werden. 

Artikel 10 

Dieser Artikel ist von großer Bedeutung für das 
künftige Finanzgebahren der Eisenbahnen. Die Aus- 
gangssituationen der Unternehmen sind zu unter- 
schiedlich, als daß es möglich gewesen wäre, schon 
jetzt den jeweiligen Anteil festzusetzen, den Kapital, 
Selbstfinanzierung und Anleihemittel bei der Fi- 
nanzierung der Neuinvestitionen haben müssen. 
Eine der schon bald zu erzielenden Harmonisierungs- 
fortschritte wird gerade darin bestehen, diese An- 
teile aufgrund der Erfahrungen und gemäß den Kri- 
terien eines guten Finanzgebarens zu bestimmen. 

Hinsichtlich der Neuinvestitionen erscheint es auf 
jeden Fall unerläßlich, daß der Staat schon jetzt seine 
Aufgabe als Eigentümer oder Mehrheitsaktionär zu 
erfüllen hat, indem er durch angemessene Kapitaler- 
hühungen zur Erweiterung der Tätigkeit des Eisen- 
bahnunternehmens beiträgt. 

.Artikel 11 • 

Die Mitgliedstaaten dürfen dem Eisenbahnunter- 
nehmen nicht, wie das heute häufig der Fall ist. Re- 
geln auferlegen, die mit dem Finanzgebahren eines 
Wirtschaftsunternehmens unvereinbar sind. 

Artikel 12 und 13 


Artikel 14 

Eine eigenständige Betriebsführung der Eisenbahn- 
unternehmen ist nicht denkbar, ohne eine weitest- 
gehende Freiheit bei der Festlegung der Frachten 
und Beförderungsbedingungen, sobald diese Unter- 
nehmen ihr finanzielles Gleichgewicht erreicht ha- 
ben. 

Solange keine Gemeinschaftsregelung hierfür be- 
steht, ist es jedoch gerechtfertigt, daß die Mitglied- 
staaten die Beachtung gewisser Grenzen vorschrei- 
ben, die den wirtschaftlichen Erfordernissen entspre- 
chen und im übrigen zur Herstellung des finanziellen 
Gleichgewichts der Eisenbahnunternehmen beitra- 
gen. 

Ferner hat der Ministerrat bei der Verabschiedung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 
26. Juni 1969 über die mit dem öffentlichen Dienst 
verbundenen Verpflichtungen eine Erklärung abge- 
geben, wonach eine endgültige Lösung hinsichtlich 
der Definition und der Regelung der nicht durch 
Artikel 2 Absatz 5 dieser Verordnung erfaßten Ta- 
rifpflichten im Rahmen von Maßnahmen zur Durch- 
führung der Harmonisierungsentscheidung vom 13. 
Mai 1965, insbesondere Artikel 8, beschlossen wer- 
den müßte. 

Zweck des vorliegenden Artikels ist es, eine solche 
Lösung vorzuschlagen. 

Artikel 15 und 16 

Es besteht kein triftiger wirtschaftlicher Grund, die 
Tätigkeit der Eisenbahnunternehmen willkürlich auf 
den ausschließlichen Einsatz von Eisenbahnfahrzeu- 
gen zu beschränken. Auch soweit sie rechtlich und 
tatsächlich ein Monopol des Eisenbahnbetriebs be- 
sitzen, würden diese Unternehmen durch eine solche 
Beschränkung daran gehindert werden, in vollem 
Umfang von den technischen Fortschritten zu pro- 
fitieren. Es genügt, die erforderlichen Vorkehrungen 
zu treffen, damit sie dieses Monopol nicht mißbrau- 
chen können. Die Unternehmen müssen also nach wie 
vor das Recht haben, von technischen Möglichkeiten 
Gebrauch zu machen, die den Bedürfnissen ihres Be- 
triebs am besten entsprechen. 

Allerdings kann ihnen dieses Recht nicht vorbehalt- 
los gewährt werden. Angesichts der derzeitigen fi- 
nanziellen Situation der Eisenbahnen ist es gerecht- 
fertigt, solange bestimmte Auflagen zu erteilen, wie 
diese Unternehmen ihr finanzielles Gleichgewicht 
noch nicht verwirklicht haben. 

Das gleiche gilt für die Beteiligungen der Eisen- 
bahnunternehmen an anderen Tätigkeiten. 

Andererseits müssen die Eisenbahnunternehmen das 
Recht haben, ihren Ersatzverkehr anderen Unterneh- 
men zu überlassen. 

Artikel 17 

Auch wenn die Eisenbahnunternehmen schon über 
eine langjährige Erfahrung bei der gegenseitigen 
Zusammenarbeit auf technischem, geschäftlichem und 


Die Harmonisierung der finanziellen Beziehungen 
muß sich in den Bestimmungen für das Rechnungs- 
wesen der Eisenbahnunternehmen niederschlagen. 
Obwohl es zur Zeit nicht möglich sein dürfte, die 
Buchführungen der Unternehmen zu vereinheitlichen, 
muß dennoch vorgesehen werden, daß diese Buch- 
führungen einige Posten aufweisen, die unerläßlich 
sind, um die Entwicklung der finanziellen Situation 
der Eisenbahnunternehmen zu verfolgen. 

Auf jeden Fall und gleichgültig, welche Rechtsstel- 
lung das Unternehmen hat, müssen sein Haushalt 
und seine Bilanz von denen des Staates getrennt 
sein. 
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betrieblichem Gebiet verfügen, besteht kein Zweifel 
daran, daß sich noch beträchtliche Fortschritte bei der 
Verbesserung und Verstärkung dieser Zusammen- 
arbeit erzielen lassen. Diese Aufgabe obliegt in er- 
ster Linie den Eisenbahnunternehmen selbst; sie kön- 
nen sie umso besser erfüllen, je größer nunmehr ihre 
Handlungsfreiheit ist. Allerdings ist es Sache der 
Mitgliedstaaten, die Hindernisse zu beseitigen, die 
einer verstärkten Zusammenarbeit zur Zeit noch im 
Wege stehen. 

Ihre Sache und die der Gemeinschaftsinstitutionen 
ist es ebenfalls, zu prüfen, in welchem Maße und in 
welcher Form es zweckmäßig wäre, von der Phase 
der Zusammenarbeit zu der einer Integration auf Ge- 
meinschaftsebene überzugehen. 

Artikel 18 

Die Zukunft der Eisenbahnunternehmen wird einmal 
durch die Sanierung ihrer finanziellen Situation und 
zum anderen durch die technischen Fortschritte be- 
stimmt, die sich auf ihren Betrieb anwenden lassen. 
Auch hier haben die Eisenbahnunternehmen große 
Anstrengungen unternommen, um die Eisenbahn- 
technik zu verbessern und ihr die neuesten Entdek- 
kungen nutzbar zu machen. Um diesen Unternehmen 
aber die Möglichkeiten zu geben, dem beträchtlichen 
Verkehrsbedarf, der schon jetzt für eine verhältnis- 
mäßig nahe Zukunft zu erwarten ist, unter guten Be- 
dingungen gerecht zu werden, müssen diese An- 
strengungen fortgesetzt und sogar noch erweitert 
werden. Es ist gerechtfertigt, daß die Eisenbahnen 
(wie im übrigen auch die anderen Verkehrsträger) 
bei dieser Forschung und technologischen Erpro- 
bung von der öffentlichen Hand gefördert und er- 
forderlichenfalls unterstützt werden. Es ist höchst 
wünschenswert, daß sich diese Forschung und Er- 
probung auf Gemeinschaftsebene vollzieht. 

Artikel 19 

Die Beziehungen zwischen den Eisenbahnunterneh- 
men und ihrem Personal müssen auf der gleichen 
Grundlage wie in jedem normalen Unternehmen ge- 
staltet werden. 

Allerdings sollte vorgesehen werden, daß sich die 
Harmonisierung auf diesem Gebiet unter uneinge- 
schränkter Wahrung der wohlerworbenen Rechte 
und auf eine Weise vollzieht, daß das Personal in 
erster Linie von den durch diese Harmonisierung 
erzielten Fortschritten profitiert. 

A r t i k e 1 20 

Wie schon bei früheren Gemeinschaftsbestimmungen 
für die Eisenbahnen erschien es notwendig, Rechts- 


mittel gegen die Entscheidungen vorzusehen, die die 
Mitgliedstaaten in Anwendung der voliegenden Ent- 
scheidung unter Umständen gegen die Eisenbahn- 
unternehmen treffen. 


Artikel 21 

Wichtig ist, daß Rat und Kommission die Durchfüh- 
rung der Entscheidung in den Mitgliedstaaten sowie 
die bei der Harmonisierung erzielten Fortschritte 
ständig verfolgen können. 


Artikel 22 

Die Durchführung der vorliegenden Entscheidung ist 
nur stufenweise möglich. Außerdem sollten Fristen, 
insbesondere für die Verwirklichung des finanziellen 
Gleichgewichts der Eisenbahnunternehmen, vorge- 
sehen werden. Allerdings kann eine solche Frist 
nicht von vornherein festgesetzt werden. Dies kann 
nur unter Berücksichtigung der Fortschritte und des 
Ergebnisses der Anwendung der vorliegenden Ent- 
scheidung geschehen. 

Inzwischen muß jeder einzelne Mitgliedstaat im Ein- 
vernehmen mit dem Eisenbahnunternehmen ein Pro- 
gramm aufstellen, dessen Ziel eine möglichst rasche 
Herstellung des finanziellen Gleichgewichts ist. Wäh- 
rend des entsprechenden Zeitraums ist dieses Gleich- 
gewicht durch Pauschalsubventionen zu erzielen, die 
nach und nach verringert werden müssen. 

Ein wichtiger Aspekt dieses Problems sind die We- 
gekosten, die für die Eisenbahnen höher als für ihre 
i unmittelbaren Konkurrenten sind. Zur finanziellen 
Sanierung der Eisenbahnunternehmen muß daher 
i eine vorläufige Lösung vorgesehen werden, bis Ge- 
I meinschaftsmaßnahmen auf diesem Gebiet beschlos- 
i sen sind. 

Artikel 23 

I Um zu vermeiden, daß die in Durchführung der vor- 
j liegenden Entscheidung erlassenen Maßnahmen zu 
I Disparitäten führen, ist es erforderlich, daß die Ent- 
würfe dieser Bestimmungen der Kommission mitge- 
I teilt werden. 


Artikel 24 

1 Dieser Artikel legt das Verfahren fest, nach dem die 
j Maßnahmen zu beschließen sind, die der Rat in An- 
wendung der vorliegenden Entscheidung treffen 
muß. 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung bestimmter Vorschriften der Verordnung (EWG) 
Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969 
über gemeinsame Regeln für die Normalisierung 
der Konten der Eisenbahnunternehmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEJNSCAFTEN- 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 75 und 94, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 
des Rates vom 26. Juni 1969 über gemeinsame Re- 
geln für die Normalisierung der Konten der Eisen- 
bahnunternehmen, 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Eines der Ziele der gemeinsamen Verkehrspolitik 
ist die Beseitigung der Unterschiede, die sich da- 
durch ergeben, daß der Staat den Eisenbahniinter- 
nehmen Lasten auferlegt oder Vorteile einräumt, 
die zu einer erheblichen Verfälschung der Wettbe- 
werbsbedingungen führen können. 

Für bestimmte Kategorien von Lasten oder Vor- 
teilen, die in Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969 
aufgeführt sind, muß der Rat spätestens dann eine 
endgültige Lösung finden, wenn er die Maßnahmen 
zur Durchführung des Artikels 8 der Entscheidung 
Nr. 65/ 271 /EWG des Rates vom 13. Mai 1965 über 
die Harmonisierung bestimmter Vorschriften, die 
den Wettbewerb im Eisenbahn-, Straßen- und Bin- 
nenschiffsverkchr beeinflussen, erläßt. Daher sind 
diese Kategorien von Lasten oder Vorteilen ent- 
weder zu beseitigen oder im Falle ihrer Beibehaltung 
die Mitgliedstaaten zu verpflichten, diese Lasten 
und Vorteile nach den gemeinsamen Regeln in der 
Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 auszugleichen. Bei 
einigen dieser Kategorien ist jedoch schon jetzt die 
Verpflichtung zu ihrer Beseitigung vorzusehen. 

Die Richtlinie der Kommission Nr. 70/32/EWG vom 
17. Dezember 1969 hat alle Einschränkungen auf 
dem Gebiet der öffentlichen Lieferverträge besei- 
tigt. Die Richtlinie des Rates Nr. 64/429/EWG vom 
7. Juli 1964 hat bereits gewisse Bestimmungen über 
die öffentlichen Bauverträge erlassen. Demzufolge 
genügt es, einen zwangsläufigen Ausgleich der 
Lasten, die auf dem Gebiet der öffentlichen Bauver- 
träge durch die Einschränkungen weiter bestehen, 
vorzusehen. Diese Einschränkungen müssen nach 
Annahme durch den Rat des Vorschlags über die 
Beseitigung der Einschränkungen der freien Dienst- 
leistungen auf dem Gebiet der öffentlichen Bauver- 


träge und die Zuteilung der öffentlichen Bauver- 
träge mittels Nebenstellen und Filialen beseitigt 
i werden. 

Um eine klare Rechnungslegung und eine ange- 
messene Offenlegung sämtlicher Ausgleichszahlun- 
gen, Beihilfen und Finanzbeiträge zu erreichen, die 
die Mitgliedstaaten an ihre Eisenbahnunternehmen 
ausgezahlt haben, ist vorzuschreiben, daß die jahr- 
' lieh gewährten Ausgleichsbeträge in einer der der 
, Jahresbilanz der Eisenbahnunternehmen beizufügen- 
den Übersicht auszuweisen sind. Eine solche Über- 
sicht ist bereits in Artikel 10 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1192'69 für solche Ausgleichsbeträge vorgese- 
hen, die zur Normalisierung der Konten und in An- 
wendung der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 ge- 
währt worden sind; es kann daher ausreichend sein, 
die vorgeschriebene Übersicht durch Hinzufügen der 
: sonstigen Kategorien an Ausgleichszahlungen, Bei- 
hilfen und Finanzbeiträge zu ergänzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1192/ 
69 des Rates vom 26. Juni 1969 wird wie folgt ge- 
ändert: 

A. Die folgenden Kategorien von Lasten und Vor- 
teilen, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung be- 
stehen, müssen so bald wie möglich beseitigt wer- 
den. Werden sie beibehalten, so müssen sie ab 
1. Januar 1973 Gegenstand der Normalisierung der 
Konten im Sinne dieser Verordnung werden: 

a) die Verpflichtungen, mehr Personal weiter zu 
beschäftigen als betriebsnotwendig ist (Katego- 
rie IX); 

b) Maßnahmen, die vom Staat zugunsten bestimm- 
ter Angehöriger des Personals in Anerkennung 
von Verdiensten um den Staat unter Bedingun- 
gen auferlegt sind, die von den für die Unter- 
nehmen der anderen Verkehrsarten geltenden 
Bedingungen abweichen (Kategorie X); 

c) Leistungen zugunsten des Personals, die die 
Eisenbahnunternehmen, nicht aber die Unterneh- 
men der anderen Verkehrsarten zu tragen haben 
(Kategorie XI) ; 

d) Aufwendungen sozialen Charakters, insbeson- 
dere für die Krankheitsfürsorge, die die Eisen- 
bahnunternehmen in einem anderen Umfang zu 
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tragen haben, als es der Fall wäre, wenn sie 
unter denselben Bedingungen wie die Unterneh- 
men der anderen Verkehrsarten Beiträge zu lei- 
sten hätten (Kategorie XII); 

e) finanzielle Lasten, die sich aus einer bisher unter- 
bliebenen Normalisierung ergeben (Kategorie 
XV). 

B. Belastungen aufgrund der vom Staat auferleg- 
ten Beibehaltung von Werkstätten oder sonstigen 
Betriebseinrichtungen unter Voraussetzungen, die 
sich mit einer kaufmännischen Geschäftsführung der 
Eisenbahnunternehmen nicht vereinbaren lassen 
(Kategorie XIII), die bei Inkrafttreten der vorliegen- 
den Verordnung bestehen, sind bis spätestens 

zum (zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser 

Verordnung) zu beseitigen. Bis zu diesem Zeitpunkt 
und in dem Maße, wo diese Belastungen nicht be- 
seitigt wurden, müssen die Mitgliedstaaten sie im 
Sinne dieser Verordnung normalisieren. 

C. Belastungen, die den Eisenbahnunternehmen 
auf dem Gebiet der öffentlichen Bauverträge auf- 
grund der vom Staat auferlcgten Bedingungen ent- 
stehen, v^^erden im Sinne der vorliegenden Verord- 
nung (Kategorie XIV) normalisiert. 

Artikel 2 

Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 des 
Rates vom 26. Juni 1969 wird wie folgt geändert; 

1. Die finanziellen Ausgleichsbeträge für jede Nor- 
malisierungskategorie sind in einer der Jahresbilanz 
des Eisenbahnunternehmens beigefügten Übersicht 
aufzuführen. Diese Übersicht enthält die nach Arti- 
kel 9 empfangenen Ausgleichszahlungen und die 
nach dieser Vorschrift bei der Verrechnung des 


Restbetrags empfangenen oder geleisteten Aus- 
I gleichsbeträge. Diese Übersicht enthält ferner: 

i — für jede Verpflichtung des öffentlichen Dienstes 
die Ausgleichsbeträge, die in Anwendung der 
' Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 
' 26. Juni 1969 über das Vorgehen der Mitglied- 

; Staaten bei mit dem Begriff des öffentlichen Dien- 
j stes verbundenen Verpflichtungen auf dem Ge- 
biet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffs- 
verkehrs gewährt worden sind; 

— den Betrag einer jeden Beihilfe, die in Anwen- 
dung der Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates vom 4. Juni 1970 über Beihilfen im Eisen- 
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr ge- 
währt worden ist; 

■ — die Beträge der Finanzbeiträge und etwaigen 
Ausgleichszahlungen in Anwendung der Entschei- 
dung (EWG) Nr des Rates vom 

über die Verbesserung der Lage der Eisenbahn- 
unternehmen und die Flarmonisierung der Re- 
geln für die finanziellen Beziehungen zwischen 
diesen Unternehmen und den Mitgliedstaaten; 

— die Beträge an Ausgleichszahlungen aufgrund 

der Entscheidung (EWG) Nr des Rates 

vom über die Einführung eines gemein- 

samen Systems der Preisbildung für die Wege- 
nutzung. 

2. Der Gesamtbetrag der in Absatz 1 genannten 
Ausgleichszahlungen, Beihilfen und Finanzbeiträge 
wird im Einklang mit den jeweiligen einzelstaat- 
lichen Vorschriften entweder in der Betriebsrech- 
nung oder in der Gewinn- und Verlustrechnung des 
Eisenbahnunternehmens ausgewiesen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


Am 26. Juni 1969 hat der Rat die Verordnung (EWG) 

Nr. 1 192/69 über gemeinsame Regeln für die Nor- 
malisierung der Konten der Eisenbahnunterneh- 
men erlassen. 

Die etwaigen Ausgleichszahlungen infolge der Nor- 
malisierung der Konten erfolgen seit dem 1. Januar 
1971 nach den in der Verordnung festgelegten ge- j 
ineinsamen Methoden, ' 

ln der Verordnung sind drei Gruppen von Katego- j 
rien von Lasten oder Vorteilen vorgesehen: i 

' - Kategorien, bei denen die Ausgleichszahlung | 
zwingend zu erfolgen hat (Kategorie I bis IV); j 

- Kategorien, die bei Inkrafttreten der Verord- 1 
riung bestanden haben und spätestens am 1. Ja- 
nuar 1971 bzw. 1. Januar 1973 zu beseitigen sind ; 
(Kategorie V bis VIII); 

— Kategorien, für die ein Ausgleich gezahlt wer- 
den kann (Kategorie IX bis XV). 

In Artikel 4 Absatz 4 letzter Unterabsatz wird vom 
Rat erläutert, daß eine endgültige, die Kategorie IX , 
bis XV betreffende Regelung vom Rat bis späte- . 
stens bei der Genehmigung der Bestimmungen zur ; 
Durchführung von Artikel 8 der Entscheidung des j 
Rates vom 13. Mai 1965 über die Harmonisierung | 
bestimmter Vorschriften, die den Wettbewerb im 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr“) 
beeinflussen, erlassen wird. 

Zu gleicher Zeit, da dom Rat ein Entscheidungsvor- 
schlag zur Sanierung der Situation der Eisenbahn- 
unternehmen und zur Harmonisierung der Vor- 
schriften, die die Beziehungen zwischen diesen 
Unternehmen und den Staaten regeln, vorgelegt 
wird, erweist es sich daher als notwendig, auch die 
noch nicht gelösten Probleme der Normalisierung 
der Konten der Eisenbahnunternehmen endgültig zu 
regeln, die einen Grundaspekt der Verbesserung 
der Finanzlage dieser Unternehmen darstellt. 

Die Mitgliedstaaten haben daher jede Kategorie ein- 
gehend zu prüfen und soweit wie möglich die 
Ursachen für ihr Bestehen zu beseitigen. Wollen sie 
bestimmte Kategorien dennoch beibehalten, so sind 
sie verpflichtet, die den Eisenbahnunternehmen dar- 
aus entstehenden Lasten nach den gemeinsamen 
Regeln der Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 auszu- 
gleichen. 

Diese Maßnahme wird ermöglichen, daß die Ver- 
besserung der Finanzlage der Eisenbahnunterneh- 
men nicht in Frage gestellt wird, die im Rahmen 
der Durchführung von Artikel 8 der Entscheidung 
des Rates vom 13. Mai 1969 die finanzielle Eigen- 
ständigkeit der Eisenbahnunternehmen betrifft, vor- 
geschlagen worden ist. 9 

Um diese Ziele von Artikel 8 zu erreichen, sah sich . 2 j 
die Kommission veranlaßt, einen Entscheidungsvor- 


schlag zu unterbreiten. Diese Initiative erfordert 
jedoch, daß bestimmte Änderungen mittels eines 
Verordnungsvorschlages an der Verordnung (EWG) 
Nr. 1192 69 des Rates vom 26. Juni 1969 vorgenoni- 
men werden. 

1. Artikel 1 verpflichtet daher die Mitgliedstaaten, 
bei den Kategorien IX, X, XI, XII und XV die 
Lasten oder Vorteile sobald wie möglich zu be- 
seitigen. Falls sie es jedoch für notwendig er- 
achten, können sie diese Kategorien beibehalten, 
wenn sic den Eisenbahnunternchmen einen finan- 
ziellen Ausgleich nach den in der Verordnung 
genannten Methode gewähren. Bei der Kategorie 
XllI (Beibehaltung von Werkstätten) schien es 
zweckmäßig, für ihre Beseitigung eine bestimmte 
Frist vorzuschreiben. Die Beibehaltung von 
Werkstätten bildet nämlich eine Form von staat- 
licher Intervention zugunsten von Tätigkeiten 
mit regionalem Interesse, die auf einem anderen 
Wege als über die Eisenbahnunternehmen ge- 
regelt werden sollten. 

Was die Kategorie XIV (öffentliche Bau- und 
Lieferverträge) betrifft, haben die auf Gemein- 
schaftsebene erlassenen Verordnungen die be- 
stehenden Einschränkungen für Lieferungen be- 
reits beseitigt. Die vom Rat über öffentliche Bau- 
verträge bereits erlassenen sowie die von der 
Kommission dem Rat vorgelegten Bestimmungen 
werden die Frage der Einschränkungen auf die- 
sem Gebiet regeln. Bis zur Annahme dieser letz- 
teren Bestimmungen durch den Rat muß jedoch 
ein zwangsläufiger Ausgleich der Lasten, die den 
Eisenbahnunternehmen durch diese Einschrän- 
kungen entstehen, vorgesehen werden. 

2. Durch Artikel 2 soll erreicht werden, daß jährlich 
bei jedem Eisenbahnunternehmen im einzelnen 
der Betrag an Ausgleichszahlungen, Beihilfen 
und sonstigen Finanzbeiträgen festgestellt wer- 
den kann, die der Staat nach Inkrafttreten der 
Gemeinschaftsvorschriften dem Unternehmen 
auszahlt. 

Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 
hatte bereits vorgesehen, daß der Jahresbilanz 
des Eisenbahnunternehmens eine Übersicht bei- 
gefügt wird, in der die Ausgleichszahlungen auf- 
grund der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und 
Nr. 1192 69 aufgeführt werden. Diese Vorschrift 
muß also auf die künftigen sonstigen Ausgleichs- 
zahlungen, Beihilfen und Finanzbeiträge der Mit- 
gliedstaaten ausgedehnt werden. 
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